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II. Bevölkerung.

Veränderungen im Stande der heimatberechtigten Bevölkerung.
(Heimatgesktz-Novrllt— Keimst- und Kürgerrrchts-Nerleihungen— Auswanderungen.)

Aus der Zahl der im Berichtsjahre erledigten Ansuchen nach der Heimatgesetz-
Novelle laßt sich eine Steigerung gegenüber den Vorjahren entnehmen, welche eine
weitere Belastung der Gemeinde Wien durch sofortige oder spätere Inanspruchnahme
der für Armenzwecke bestehenden Fonds und Anstalten zur Folge hat.

Im Berichtsjahre erflossen nachstehende, die Gemeinde Wien berührende Ent¬
scheidungen des k. k. Verwaltuugsgerichtshofes in Angelegenheiten der Heimatgesetz-Novelle:

1. Erfordernis der österreichischen Staatsbürgerschaft . — Im Ver¬
waltungsberichte für das Jahr 1905 wurde die Rechtsanschauung ausgesprochen,
daß das im Z 2 der Heimatgesetz-Novelle aufgestellte Postulat der österreichischen
Staatsbürgerschaft während der ganzen gesetzlichen Aufenthaltsfrist vorhanden sein müsse,
um den Anspruch auf Aufnahme in den Heimatverband der Aufenthaltsgemeinde erwerben
zu können und es wurde diesbezüglich auch auf das Erkenntnis des k. k. Verwaltungs-
Gerichtshofes vom 17. Juni 1905, Nr. 6806 (Budw. 3649) hingewiesen.

Diesen Standpunkt hat der k. k. Verwaltuugsgerichtshof seither ausgegeben,
von der Erwägung ausgehend, daß § 2 der Heimatgesetz-Novelle nur deshalb den
Besitz der österreichischen Staatsbürgerschaft fordert, weil eine definitive Aufnahme in
den Heimatsverband nur einem österreichischen Staatsbürger gewährt werden kann und
daß sie ihn nur für den Aufnahmsakt, nicht aber auch für die Aufnahmszeit verlangt.
(Erkenntnis vom 1. Februar 1909, Nr. 1690/08.)

Der Gemeinderats-Ausschuß für die Verleihung des Heimat- und Bürgerrechtes
hat sich jedoch bisher nicht bestimmt gefunden, dieser für die Gemeinde Wien höchst
nachteiligen Rechtsanschauung sich anzupassen.

2. Aufenthaltsunterbrechungen . — Die richtige Beurteilung der Aufenthalts¬
verhältnisse und Beantwortung der Frage, ob durch ein freiwilliges Aufgeben des
Aufenthaltes die begonnene Ersitzung unterbrochen wurde, bezw. ob die Entfernung
unter Umständen erfolgte, aus denen die Absicht erhellt, den Aufenthalt beizubehalteu,
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so daß sie als eine Unterbrechung des Aufenthaltes nicht angesehen werden darf, war
seit der Wirksamkeit der Heimalgesetz-Novelle eines der schwierigsten Probleme, welches
mit dem Erkenntnisse des k. k. Verwaltungsgerichtshofes vom 28. September 1909,
Nr. 8547 , nahezu grundsätzlich gelöst zu sein scheint.

Nach der Ansicht des Gerichtshofes widerspräche eine reine Verbalinterpretation
der Bestimmungen des Z 2 alinea 1 und 3 schon insofern der klaren Absicht des
Gesetzes, als sie zur Folge hätte, daß der Wohltaten der Novelle in der Regel nur
solche Personen teilhaftig würden, welche durch Beibehaltung einer ständigen Wohnung,
durch Zurücklassung ihrer Effekten oder durch ähnliche Umstände in einer ganz zweifel¬
losen Weise darzutun in der Lage wären, daß die Absicht, den Aufenthalt beizubehalten,
im Augenblicke der Entfernung tatsächlich bestanden hat. Durch eine solche von der
Tendenz des Gesetzes abstrahierende Interpretation kämen also die Wohltaten der
Novelle tatsächlich nur solchen Personen zugute, welche ihrer in relativ geringerem Maße
bedürfen, während die Tendenz der Heimatgesetz-Novelle, die den Aufenthalt einer
produktiv tätigen Person in einer Gemeinde als eine wirtschaftliche Leistung betrachtet,
der die Verleihung des Heimatrechtes als Gegenleistung gegenübersteht, doch offenbar
dahin geht, die Wohltaten des Gesetzes in erster Linie der produktiv tätigen, arbeitenden
Klasse der Bevölkerung zugute kommen zu lassen.

Wird bei Berücksichtigung dieser Grundtendenz an die Interpretation der Be¬
stimmung der alinea 3 des Z 2 der Novelle geschritten, so ergibt sich daraus , daß
zur Beleuchtung der durch erschöpfende Erhebungen nicht hinlänglich klargestellten Um¬
stände, unter welchen die Entfernung einer arbeitenden Person aus ihrer Aufenthalts¬
gemeinde erfolgte, auch nachträglich sich ereignende Umstände heranzuziehen sind,
welche geeignet erscheinen, die im Zeitpunkte der Entfernung eingetretenen Umstände
in ein richtiges Licht zu setzen. Diese Interpretation führt zu dem Ergebnisse, daß
die Gesamtheit der für die Erwerbung des Heimatrechttitels maßgebende» Ereignisse,
welche sich im Lause der zehnjährigen Frist ergeben haben, an deren Schluffe einer
zusammenfassenden Würdigung zu unterziehen ist.

Hat sich also eine dieser Bevölkerungsklaffe angehörige Person, wenn auch mit
zeitweiligen Unterbrechungen, doch in der Gesamtzeit in einer Gemeinde aufgehalten,
dortselbst das Zentrum ihrer wirtschaftlichen Existenz gefunden und nur zeitweilig sich
entfernt, um ihre Verwandten zu besuchen und sich von ihrer Erwerbstütigkeit
physisch zu erholen, so kann die Absicht einer Übersiedlung und späteren Rücküber¬
siedlung aus dem Umstande, daß sie jedesmal ihre ganzen Habseligkeiten mitgenommen
hat, umsoweniger geschlossen werden, als diese aus unentbehrlichen Kleidungs- und
Wäschestücken bestehen, worin sich das Besitztum dieser Personen erschöpft.

An dieser Stelle sei auch des Erkenntnisses vom 28. November 1909, Z . 8548,
Erwähnung getan.

Diesem Erkenntnisse zufolge hat zwar die Partei den Nachweis der Kontinuier¬
lichkeit des Aufenthaltes in der Ersitzungsgemeinde zu erbringen, dieser Nachweis hat
sich aber nicht auf jeden Augenblick dieses Zeitraumes zu erstrecken und rechtfertigen
unbedeutende zeitliche Lücken, welche sich nach den Feststellungen der Meldungsämter
ergeben, in Ermanglung sonstiger Anhaltspunkte für die tatsächliche Entfernung noch
nicht den Schluß, der Heimatwerber habe während der ihnen entsprechenden Zeitabschnitte
seinen Aufenthalt in einer die Ersitzung ausschließenden Weise unterbrochen.
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3. Armenversorgung . — Über die Begriffe „Armenversorgung" und „vorüber¬
gehende Unterstützung" enthält der Verwaltungsbericht für das Jahr 1905 eine aus¬
führliche Definition und es erübrigt nur das diese beiden Begriffe unterscheidende
Merkmal durch die im Berichtsjahre erfloffenen Verwaltungsgerichtshof-Erkenntnisse
zu illustrieren. So erblickt der k. k. Verwaltungsgerichtshofin der Unterbringung eines
Familicngliedes des Heimatwerbers in einer öffentlichen Irrenanstalt keine Armenversorgung.

Nach Ansicht des Gerichtshofes ist die Frage, ob Armenversorgung oder Unter¬
stützung vorliege, immer vom Standpunkte derjenigen Person aus zu beurteilen, um
deren Heimatrechtsanspruches sich handelt. Nicht deshalb wurden öffentliche Mittel
zur entsprechenden Behandlung beispielsweise der geisteskranken Frau des Heimatwerbers
zur Verfügung gestellt, weil die Erwerbsfähigkeit des letzteren eine verminderte und
deshalb sein Einkommen nicht hinreichend gewesen wäre, die Auslagen für den Unterhalt
seiner Familie zu bestreiten, sondern deshalb, weil durch ein außergewöhnliches
Ereignis, nämlich durch den Ausbruch unheilbaren Irrsinnes bei seiner Frau , Kosten
entstehen mußten, welche aus dem Einkommen des auf den Arbeitsverdienst angewiesenen
Ehemannes nicht bestritten werden konnten. (Erkenntnis vom 6. April 1909, Z. 3128 .)

Denselben Standpunkt vertritt der k. k. Verwaltnngsgerichtshof auch in seinem
Erkenntnisse vom 25. Mai 1909, Z. 4849 , demzufolge der Heimatwerber, wenn er
selbst während der Ersitzungsfrist von seiner Heimatgemeinde jährlich wiederholt
(wenn auch nicht regelmäßig) unterstützt wurde, als der öffentlichen Armenversorgung
anhcimgefallen anzusehen ist, weil er fortdauernd Beihilfen aus öffentlichen
Mitteln erhalten hat , welche ihm als Ergänzung seines Erwerbes geboten werden
mußten, da sein Erwerb nicht hingereicht hat, die gewöhnlichen, mit seiner Lebensführung
einschließlich des Aufwandes für seine erhaltungsbedürftigen Angehörigen verbundenen
Auslagen zu decken.

4. Zusicherung der Aufnahme in den Heimatverband . — Mit dem
Landcsgesetze vom 31. Jänner 1904, L.-G.-Bl . Nr. 22, wurde der Gemeinde Wien
die Berechtigung erteilt, für Aufnahmen in den Heimatverband, die auf Grund des
§ 5 der Heimatgesetz-Novelle nicht versagt werden dürfen, eine Gebühr von höchstens
600 X einzuheben.

Aus der Textierung dieses Gesetzes im Zusammenhänge mit den Bestimmungen
des Z 9 Heimatgesetz-Novelle tauchten Zweifel auf, einerseits darüber, ob dieses Landes¬
gesetz als mit dem Reichsgesetze in Widerspruch stehend überhaupt zu berücksichtigen,
anderseits ob die Gemeinde Wien berechtigt sei, auf Grund dieses Landesgesetzes eine
Gebühr schon für die Zusicherung der Aufnahme einznheben.

Der k. k. Verwaltungsgerichtshofhatte im Berichtsjahre über diese Fragen in zwei
Fällen zu entscheiden und dieselben in folgender Weise gelöst:

„Es ist richtig, daß zwischen dem ersten und dem dritten Absätze des Z 9 der
Heimatgesetz-Novelle ein Widerspruch besteht; die Kompetenz zur Gesetzgebung in
Heimatrechtssachen ist nämlich durch die Staatsgrundgesetze dem Reichsrate Vorbehalten
und mit Rücksicht hierauf ist die Ermächtigung an die Landesgesetzgebung, für die
Fälle der Zusicherung der Aufnahme von Ausländern in den Heimatverband eine Gebühr
einzuheben, durch den ersten Absatz des Z 9 nicht gedeckt, während im dritten Absätze
derselben Gesetzesstelle des § 5 der Heimatgesetz-Novelle keine Erwähnung geschieht und
daher mindestens der Zweifel begründet erscheinen kann, ob die Fälle des Z 5 der
Gesetz-Novelle unter diese Bestimmung des K 9 subsumiert werden können.



22 II. Bevölkerung. — Veränderungen im Stande der heimatberechtigten Bevölkerung.

Bei dieser Auffassung der maßgebenden Bestimmung der Heimatgesetz-Novelle
konnte jedoch der Gerichtshof die Frage ununtersucht lassen, ob und inwieweit zwischen
den Bestimmungen des § 9 der Heimatgesetz-Novelle und jener des Z 7 des Landes¬
gesetzes vom Jahre 1904 eine Kollision besteht.

Der Gerichtshof mußte sich nämlich innerhalb der Schranken, die ihm durch
Artikel7 des Staatsgrundgesetzes über die richterliche Gewalt und Z 8 des Gesetzes
vom 22. Oktober 1875, R.-G.-Bl. Nr. 36 ex 1876, gezogen sind, auf die Erwägung
beschränken, daß sowohl in Bezug auf die Reichs- als auch auf die Landesgesetzgebung
das Subjekt des gesetzgeberischen Willens der Träger der Krone ist, der nur für den
einen oder für den anderen Fall an die Zustimmung der einen oder der anderen zur
Mitwirkung an der Gesetzgebung berufenen Körperschaft gebunden ist.

Daraus folgt, daß Landesgesetze und Reichsgesetze in den im Reichsrate vertretenen
Königreichen und Ländern mit gleicher Wirkungskraft ausgestattet sind und daß die
österreichische Verfassungsgesetzgebung keine Bestimmung kennt, die etwa eine präponde-
rierende Kraft der Reichsgesetze gegenüber den Landesgesetzen annehmen ließe.

Stehen nun zwei Gesetze zu einander in einem unlösbaren Widerspruche, so kann
nur das jüngere, d. i. das später zustande gekommene Gesetz, Geltung haben, d. h.,
es muß angenommen werden, daß das ältere Gesetz durch das jüngere so weit abgeändert
und außer Kraft gesetzt worden ist, als eben das jüngere Gesetz mit dem älteren nicht
vereinbar ist.

Hienach ergibt sich aber, daß die Bestimmung des § 9, Absatz3 des Reichs-
gcsetzes vom 5. Dezember 1896 durch die Bestimmung des Z 7, Absatz2 des Landes¬
gesetzes vom 31. Jänner 1904 für den in diesem Gesetze geregelten Fall, d. i. also
für den Fall der Zusicherung der Aufnahme in den Heimatverband der Gemeinde
Wien aufgehoben wurde und daß für ein Ansuchen, das nach dem Jnslebentreten
dieses Landesgesetzes nachH 5 der Heimatgesetz-Novelle gestellt wurde, die Bestimmung
des Z 7, Absatz2, leg. eil. zu gelten hat."

In der Fassung des Heimatrechtausschußbeschlusses, wonach die Ausnahme„gegen
Erlag der Aufnahmstaxe von 600 L" zugesichert wird, erblickt der Gerichtshof lediglich
eine Aufforderung zur Zahlung dieser Taxe, wodurch die Wirksamkeit der Aufnahms¬
zusicherung von der Bedingung der Taxentrichtung nicht abhängig  gemacht wird. Da
ferner in den Fällen des Z 5 der Heimatgesetz-Novelle die Zusicherung der Aufnahme
und die Ausnahme selbst nicht zwei getrennte Akte der Gemeinde sind, sondern die
Zusicherung tatsächlich nichts anderes ist, als die an eine Suspensivbestimmnng geknüpfte
Aufnahme in den Gemeindeverband, steht der Gemeinde Wien auf Grund dieses
Landesgesetzes das Recht zu, für die Zusicherung (d . i. die bedingte Aufnahme)
eine Gebühr von höchstens 600 L einzuheben. (Erkenntnis vom 11. Mai 1909,
Nr. 3712, und vom 23. November 1909, Nr. 9555.)

Im Berichtsjahre fanden8 Sitzungen des Gemeinderatausschussesfür die Ver¬
leihung des Heimat- und Bürgerrechtes statt, in denen— außer den Ansuchen um sogenannte
freiwillige Aufnahme, bezw. Zusicherung der Aufnahme in den Wiener Heimatverband,
den Ansuchen um Herabsetzung oder Nachsicht der Heimatrechtstaxen und den Gesuchen
um Verleihung des Bürgerrechtes der Stadt Wien— 16.085 im Sinne der ZZ2 bis 5
der Heimatgesetz-Novelle eingebrachte Ansuchen der Beschlußfassung unterzogen wurden.
Es entfielen somit auf jede Sitzung durchschnittlich 2000 Ansuchen nach der Heimat-
gcsetz-Novelle.
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Über die Zahl der im Berichtsjahre in den Gemeindeverband von Wien auf¬

genommenen Personen , über das Alter , den Familienstand , das Glaubensbekenntnis,

die frühere Heimat und über den Beruf der Personen , welchen das Heimatrecht in Wien

verliehen wurde , daun über die Art der Ersitzung gibt der Abschnitt VI „Aufnahme

in den Heimatverband und Bürgerrechtsverleihungen " des Statistischen Jahrbuches der

Stadt Wien Aufschluß.
Die Einnahme der Gemeinde an Taxen für die Verleihung des Heimat¬

rechtes betrug 196 .080 X 90 K.

Die Zahl und die Personalverhältnisse der gegen Erlag der vorgeschriebenen Taxe

neu aufgenommenen Bürger ist im Abschnitte VI des Statistischen Jahrbuches der

Stadt Wien zu ersehen.
Die Einnahme an Bürgerrecht - Verleihungstaxen betrug 34 .774 X 80 K.

Von den Bewerbern um das Bürgerrecht werden im Falle der Verleihung außer

den Taxen noch freiwillige Beiträge , sei es zugunsten der Armen ihres Wohnbezirkes,

sei es zu einem anderen wohltätigen Zwecke , geleistet . Die Höhe der letzteren belief sich

im Berichtsjahre auf 77 .641 X , wovon 63 .231 X in den Bürgerspitalfonds , 12 .485 X

in den Bürgerladefonds und der Rest von 1925 X in den Versorgungsfonds flössen.

Was die Auswanderung von in Wien heimatberechtigten Personen

betrifft , ist zu bemerken , daß die Behörde in der Regel nur in jenen Fällen zur

Kenntnis von Auswanderungen kommt , für welche im Sinne der Vorschriften über die

Wehrpflicht die behördliche Bewilligung erfordert wird . Demgemäß ist die Anzahl der

behördlich angezeigten Auswanderungsfälle gering.

Im Berichtsjahre sind hienach 75 männliche und 16 weibliche , im ganzen daher

91 selbständige Personen ausgewandert . Da mit ihnen 37 Ehefrauen und 66 Kinder das

Heimatrecht in Wien verloren , beträgt die gesamte Abnahme in der Zahl der Heimat¬

berechtigten infolge der behördlich angezeigten Auswanderungen 194 . Von den

Ausgewanderten standen im Alter bis zu 20 Jahren 1 , über 20 bis zu 40 Jahren 53,

über40 bis zu 50 Jahren 21 , über 50 Jahre 16 . Nach dem Glaubensbekenntnisse waren

katholisch 69 , evangelisch 11 , anderer Glaubensbekenntnisse 11 ; nach dem Familienstande

waren ledig 30 , verheiratet 37 , verwitwet 5 , geschieden 19 ; nach dem Berufe waren Geist¬

liche I , Techniker , Ärzte , Rechtsanwälte 8 , Künstler und Schriftsteller 8 , Handelsbeflissene

und Gewerbetreibende 11 , Beamte und Lehrer 19 , Professionisten 19 , Offiziere 3,

Studierende 2 , sonstige Berufe 3 , ohne Beruf 17.

Als Ziel der Auswanderung hatten von den Auswandernden angegeben:

Ungarn 56 , das Deutsche Reich 24 , Amerika 2 , die Schweiz 1, Frankreich 1 , England 1,

Dänemark 1, Britisch -Ostindien 1 ; von 4 Auswanderern war kein Ziel angegeben worden.
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